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Nr. 274.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Änderung der

Ausführungsbestimmungenvom 30. März 1922 zur Ausführung
des Gesetzes für den Freistaat Oldenburg, betreffend Notstands¬
maßnahmen zur Unterstützung von Kleinrentnern.

Oldenburg, den 20. August 1922.

Die Bekanntmachung des Ministeriums der sozialen
Fürsorge vom 30. März 1922 zur Ausführung des Ge¬
setzes für den Freistaat Oldenburg, betreffend Notstands-
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Maßnahmen zur Unterstützung von Kleinrentnern, vom

30- März 1922, wird mit Wirkung vom 1. April 1922,
wie folgt geändert:

I.

In K 1 Ziffer 2 und 3 wird die Zahl „3000" ersetzt

durch „4800"; Ziffer 4 kommt in Fortfall.

II.

8 2 Absatz1 Sätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

„Als Kleinrentner im Sinne dieses Gesetzes gelten

Deutsche, die selbst oder deren Ehegatten durch Arbeit

ihren Lebensunterhalt erworben haben, sich vor dem

1. Januar 1920 für das Alter oder die Erwerbs¬

unfähigkeit eine Jahresrente von wenigstens 500 Mark
oder eine ihr entsprechende Sachversorgung
sichergestellt haben und jetzt wegen Alters oder Erwerbs¬
unmöglichkeit im wesentlichen  auf diese Versorgung
angewiesen sind. Ihnen werden Personen (Deutsche)

gleichgestellt, die wegen geistiger oder körperlicher Ge¬

brechen keine Arbeit finden konnten, denen aber aus

Vorsorge ihrer Angehörigen eine entsprechendeVersor¬

gung  bereits vor dem 1. Januar 1920 gesichert war.
Im Absatz 1, Satz 3 werden die Zahlen „600"

durch „500" ersetzt.
Im Absatz 2 Satz 2 wird zwischen „eine" und

„ehrenamtliche" eingeschoben, „wissenschaftliche oder".

III.

ß 3 erhält folgenden Wortlaut:
Die Unterstützung ist davon abhängig, daß Vorsorge

getroffen wird, daß das Vermögen des zu Unterstützen¬
den gemäß 8 4 des Gesetzes mit zur Bestreitung seines
Lebensunterhalts herangezogen wird, und daß insbesondere

auch im Falle des Todes aus dem Nachlaß eine entspre-
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chende Rückvergütung erfolgt . In ganz besonderen Aus¬

nahmefällen kann jedoch mit Zustimmung des Ministe¬

riums der sozialen Fürsorge davon abgesehen werden,

Vermögen unter 50000 ^ und Ausstattungsgegenstände

dann heranzuziehen , wenn dies eine offensichtliche nicht

zu rechtfertigende Härte bedeuten würde , insbesondere,

wenn erwerbsunfähige  Abkömmlinge vorhanden sind.

Die eigenen Aufwendungen des Kleinrentners sollen regel¬

mäßig mindestens ein Drittel seines Vermögens aus¬

machen . Der aufzuwendende Betrag ist auf volle Tausend

Mark nach unten abzurunden . —

Die Unterstützung soll in der Regel in Form von

Zuschüssen zu Leibrenten gegeben werden und viertel¬

jährlich nachträglich zur Auszahlung gelangen . Eine

Rückforderung der Zuschüsse zu Leibrenten findet nicht

statt . Als Unterstützung kommen ferner in Betracht:

Vermögensverwaltung , Darlehen , bestmögliche Verwen¬

dung des Hausrats , Verbilligung der Lebenshaltung durch

Beschaffung billiger Lebensmittel , Kleider , Heizstoffe und

dergleichen , Bereitstellung billiger Krankenpflege , Förderung

der Verwertung der verbliebenen Arbeitskräfte , Unterbrin¬

gung in Heimen.

IV.

Z 8 Absatz 1 erhält folgende Fasfung:

Den Gemeinden werden V" der Aufwendungen er¬

stattet , die erforderlich waren , den Kleinrentnern ein

Jahreseinkommen bis zu 4800 Mark ficherzustellen . Sie

haben für jeden einzelnen Fall den Nachweis zu er¬

bringen , daß sie die Gesamtkosten der Unterstützung ver¬

auslagt und dabei aus eigenen Mitteln getragen

haben . Soweit aus einem Nachlaß Beträge zurückver¬

gütet werden , die die zu Lasten der Gemeinde (des Ge¬

meindeverbandes ) gewährten Unterstützungen übersteigen,

haben die Gemeinden (Gemeindeverbände ) sie an das
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Land abzuführen, das sie für Zwecke der Kleinrentner¬
fürsorge verwendet. Die zurückfallenden Mittel dürfen

nicht auf die Aufwendungen der Gemeinden(Gemeinde¬
verbände) angerechnet werden.

Oldenburg, den 20. August 1922.

Ministerium der sozialen Fürsorge.
In Vertretung:
Dr . Driver.

Nr. 275.
Bekanntmachung des Staatsministeriums, betreffend die Abänderung

des Erlasses der Lotsenordnung für die auf der Weser und deren

Nebenflüssen tätigen vldenburgischen Flußlotsen, vom 15. Dezember

1898 und Erhebung eines Tcuerungszuschlages zu der Elsflether

Lotsentaxe.
Oldenburg, den 25. August 1922,

Das Staatsministerium hat in Abänderung der 88 10,

12 und 13 der Ministerialbekannntmachung vom 15. De¬

zember 1898, betreffend den Erlaß einer Lotsenordnung für

die auf der Weser und deren Nebenflüssen tätigen olden-

burgischen Flußlotsen, in der Fassung der Ministerialbekannt¬
machung vom 1. Juli 1920, folgendes beschlossen:

I.

8 10 der eingangs erwähnten Ministerialbekanntmachung
erhält folgende Fassung:

8 10.

1. Das Lotsengeld wird nach Dezimetern des größten Tief¬
gangs und Brutto - Registertons der gelotsten Schiffe
berechnet,
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2. Es werden erhoben für die Strecke von der Bremer-
havener Reede bis Bremen oder umgekehrt

*7 s.) für jeden Dezimeter Tiefgang^ 1.— (der niedrigste
zur Berechnung kommende Tiefgang beträgt 1 Meter),

st) für je 100 Brutto -Registertons ein Zuschlag nach
folgenden Sätzen:
a) von 1 bis 100 Brutto-Registertons ^ 1.—,

von 101 bis 200 Brutto-Registertons 2.—,
von 201 bis 300 Brutto-Registertons ^ 4.—,
von 301 bis 400 Brutto-Registertons ^ 6.—,
und so fort für je 100 Tons ^ 2.— mehr.

3. Für die Belotsungen auf folgenden Strecken werden
< von der Summe der Taxen im Absatz2 unter o) und b>)

in Abzug gebracht:
1. für die Strecke Bremerhaven—Femwerder und

Bremerhaven—Elsfleth oder umgekehrt 20 °/v,
2. für die Strecke Bremerhaven—Brake, Norden¬

ham—Lemwerder und Elsfleth oder umgekehrt
25 °/°,

3. für die Strecke Bremerhaven—Nordenham, Nor--

! denham—Brake, Brake—Lemwerder und Brake—

* Elsfleth oder umgekehrt 50 °/».
4. Für das Einholen in den Hafen, für das An¬

legen an den Pier und die sonstigen Anlege¬
stellen, für das Ausholen aus dem Hasen oder
für das Ablegen, für das Verholen eines Schiffes
oder für die Leitung der Manöver zur Regu¬
lierung der Kompasse beträgt das Lotsgeld

1. für jedes Schiff ^ 5.—,
2. dazu für je 100 Brutto -Registertons ein

Zuschlag von ^ 1.—.
- 5. Bei Berechnung des Lotsgcldes werden angefan-
^ gene Dezimeter nach oben abgerundet, Beträge

unter 50 Pfennige fallen gelassen, von 50 Pfen¬
nigen an nach oben abgerundet.



6 . Für den Raumgehalt der Schiffe ist der Schiffs¬
meßbrief maßgebend.

7 . Für Schiffe in Linienfahrt ermäßigt sich das
Lotsgeld nach der 12 . Reise eines Schiffes im
Kalenderjahr um 10 "/ », nach der 18 . Reise
desselben Schiffes in demselben Kalenderjahr
um 25 °/o und nach der 24 . Reise desselben
Schiffes in demselben Kalenderjahr um 50 °/o.

8 . Bei Schleppzügen wird das Lotsgeld nach dem
größten Tiefstand des schleppenden oder ge¬
schleppten Fahrzeugs und nach dem Durchschnitts-
Brutto - Registertonnengehalt der geschleppten
Fahrzeuge berechnet.

9 . Ist aus besonderen Gründen die Gestellung eines
zweien Lotsen für dasselbe Schiff oder für
einen Schleppzug notwendig , oder wird die Ge¬
stellung eines zweiten Lotsen besonders gewünscht,
so wird als Lotsgeld für den zweiten Lotsen die
Hälfte aller Sätze erhoben.

10 . Wird für ein Schiff , welches sich nicht in Brake,
Nordenham oder auf der Reede von Bremer¬
haven befindet , ein Lotse verlangt , so sind die
Reisekosten des Lotsen von dem Schiffe gesondert
zu tragen.

11 . Die Zahlung des Lotsgeldes hat bei einkom¬
menden Schiffen bei Entlassung des Lotsen zu
erfolgen.

12 . Bei ausgehenden Schiffen ist das tarifmäßige
Lotsgeld auf Verlangen vor Antritt der Reise,
die in Gemäßheit der vorstehenden Bestimmungen
den Lotsen etwa sonst zukommende Vergütung
bei Entlassung der Lotsen zu erlegen oder sicher¬
zustellen.

13 . Die Schiffe haften für das schuldige Lvtsgeld
und die sonstigen Gebühren ; bei Schleppzügen
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haftet der Schlepper für den gesamten Schlepp¬
zug. Das Lotsgeld kann im Verwaltungswege
beigetrieben werden.

Zu dem Gesamtbeträge der in den Absätzen2—9 und
8 12 festgesetzten Sätze wird bis auf weiteres folgender
Teuerungszuschlag erhoben:
für Schiffe von 1—1000 Brutto -Reg.-Tons 1600 v. H-,
für Schiffe von 1001—2000 Vrutto-Neg.-Tons 1700 v. H.,
für Schiffe von über 2000 Brutto Reg.-Tons 1800 v. H>

II.

Der Z 12 der genannten Ministerialbekanntmachung
wird wie folgt geändert:

8 12.

Wenn ein Schiff, für welches ein Lotse bestellt wurde,
zur bestimmten Zeit nicht zum Abgänge bereit ist, oder wenn
die Reise desselben durch höhere Gewalt oder aus sonstigen
Ursachen verzögert oder zeitweilig unterbrochen wird, ohne
daß der Lotse die Ursache der Verzögerung oder Unter¬
brechung ist, und diese Verzögerung oder Unterbrechung
länger als eine Stunde dauert, so ist ein Liegegeld von
^ 10.— für den Tag, d. h. für jede begonnenen 24 Stunden
zu entrichten. Dasselbe gilt, wenn nach Beendigung der
Reise der Lotse auf Wunsch des Schiffers oder infolge An¬
ordnung irgend einer Behörde oder unter dem Einfluß
höherer Gewalt auf dem Schiffe verbleibt.

III.

Der Z 13 der genannten Ministerialbekanntmachung
lautet, wie folgt:

Die Schiffe haften für das schuldige Lotsgeld und
die sonstigen Gebühren; bei Schleppzügen haftet der
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Schlepper für den gesamten Schleppzug . Das Lotsgeld
und die sonstigen Gebühren können im Verwaltungs¬
wege beigetricben werden.

Oldenburg , den 25 . August 1922.

Ministerium des Verkehrs.

In Vertretung:
Ov . Driver.

Nr . 276.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Erhöhung des

Teucrungszuschlages zur Taxe für den Lotsendienst der oldcn-
burgtschen Fluhlotsen auf der Weser von Bremerhaven bis nach
Lemwerder und in dem Broker Hafen.

Oldenburg , den 25 . August 1922.

Mit Ermächtigung des Herrn Reichsverkehrsministers
hat das Staatsministerium beschlossen , den ß 10 der Be¬
kanntmachung vom 12 . Mai 1922 (Gesetzblatt Bd . XOI,
S . 886/887 ) wie folgt zu ändern:

I.

Z 10 erhält folgende Fassung:
Zu dem Gesamtbeträge der in den §8 2 , 3 , 4 , 5

und 6 festgesetzten Sätze wird bis auf weiteres ein
Teuerungszuschlag von 2000 v . H . erhoben.

II.

Diese Bekanntmachung tritt mit dem 1. September 1922
in Kraft.

Oldenburg , den 25 . August 1922.

Ministerium des Verkehrs.
In Vertretung:
Iw . Driver.
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